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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
12 . Wahlperiode

Drucksache 12/543
29 . 05 . 89

Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN

Maßnahmen zur Einstellung Schwerbehinderter

Die Bürgerschaft (Landtag ) möge beschließen:

1 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , die gesetzliche Beschäfti¬
gungspflicht nach dem Schwerbehindertengesetz von 6 Prozent unbedingt einzu¬
halten und den Anteil Schwerbehinderter an den Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes in den nächsten 5 Jahren auf 10 Prozent zu erhöhen.

2 . Zur Erreichung dieses Zieles wird der Senat aufgefordert , bei der Besetzung
von offenen Stellen im öffentlichen Dienst in Bremen die Einstellung von Schwer¬
behinderten grundsätzlich auch außerhalb des Einstellungsstopps zuzulassen . Ar¬
beitslose Schwerbehinderte , behinderte ABM-Beschäftigte , Mitarbeiter von Werk¬
stätten für Behinderte , behinderte Rehabilitanden und Auszubildende sind im Be¬
werbungsverfahren wie Beschäftigte des öffentlichen Dienstes zu behandeln.

3 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , das Sonderprogramm für
außerplanmäßige Stellen für Schwerstbehinderte auf 200 Stellen zu erhöhen , um
die gesetzliche Verpflichtung nach § 6 SchwbG zu erfüllen , einen angemessen ho¬
hen Anteil besonders betroffener Schwerbehinderter zu beschäftigen.
4 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , durch die Einrichtung von
Programmen für „ unterstützte Beschäftigungsverhältnisse " mit Arbeitsassistenten
die Eingliederungschancen von behinderten Mitarbeitern der Werkstatt Bremen
zu verbessern.

5 . Die Bürgerschaft (Landtag ) bittet den Senat zu prüfen , ob Mitarbeitern der
Werkstatt Bremen grundsätzlich durch Landesgesetz ein arbeitsrechtlicher Status
zuerkannt werden kann.

6 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , den Anteil Schwerbehinder¬
ter an den Auszubildenden auf insgesamt 6 Prozent zu erhöhen.

7 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert eine bessere Personalausstattung der Haupt¬
fürsorgestelle , um die begleitende Betreuung im Arbeitsleben durch verstärkte
Betriebsbesuche , die Abwendung von Kündigungen , Überprüfung von Beschäfti¬
gungsmöglichkeiten bei privaten Arbeitgebern und Reduzierung von Beschäfti¬
gungshemmnissen auszubauen.

8 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , im Bundesrat die Bundesre¬
gierung zu verpflichten , nach § 5 Abs . 2 SchwbG durch Rechtsverordnung für den
öffentlichen Dienst eine Pflichtquote von 10 Prozent zu bestimmen , um den Vor¬
bildcharakter der öffentlichen Arbeitgeber deutlich zu machen.

Frehe , Sygusch , Tiefenbach und Fraktion DIE GRÜNEN
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